
Landtagspräsidentin zurückhaltend 
Keine offizielle Unterstützungfür Betroffene des "Radikalenerlasses" 
Stuttgart. (sös) Ent­
täuschende Bot­
schalt ffu· die Be­
troffenen des Radi­
kalenerlasses: An­
ders als von ihnen 
erhofft, wird sich 
Landtagspräsiden­
tin Muhterem Aras 
(Grüne) nicht offi­
ziell bei Minister- Landtagsprasiden­
präsident Winü;ed tin Aras. Foto: dpa 
Kretschmann dafür 
einsetzen, dass es eine politische Reha­
bilitierung sowie einen Entschädigungs­
fonds geben wird. Darum hatte eine Be­
troffeninitiative kürzlich in einem Offe­
nen Brief an Aras gebeten. 

Zwar wisse man auch dank eines Hei­
delberger Forschungsprojekts, dass der 
Erlass viel Schaden angerichtet und kaum 
Nutzen gebracht habe, sagte Aras der 
RNZ. "Bei der Umsetzung ging jedes Ge­
spür für Verhältnismäßigkeit verloren, 
und eine ganze Generation junger Men-

sehen wurde unter Verdacht gestellt. Das 
war falsch." Von großer Bedeutung sei 
daher die Aufarbeitung der damaligen 
Ereignisse sowie die Untersuchung der 
Folgen für die damals Betroffenen. 

Die weitergehenden Forderungen der 
Initiative macht sich Aras aber nicht zu 
eigen. Sie verweistlediglich dru·auf, dass seit 
1991 ctie Regelanfrage beun Verfassungs­
schutz im Zusammenhang mit der Einstel­
lung von Bewerbern im öffentlichen Dienst 
nicht mehr angewandt werde . .,Weiterge­
hende Maßnahmen kann die Präsidentindes 
Landtags von Baden-Württemberg m eige­
ner Zuständigkeit nicht treffen", erklärt 
dazu ein Sprecher des Landtags. 

Mit dem "Radikalenerlass" waren 
Anfang der 1970er zahlreiche Menschen 
unter den Generalverdacht gestellt wor­
den, "Verfassungsfeinde" zu sein. Allein 
in Baden-Württemberg gab es bis 1991 
rund 695 000 Überprüfungen. Einige Be­
troffene machen geltend, dass sie in der 
Folge aus ihren Berufen gedrängt wur­
den- und heute in Armut leben. 


